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Antrag 

der Abgeordneten Tilo Braune, Stephan Hiisberg, Doris Odendahl, Brigitte Adler, 
Robert Antretter, Klaus Barthel, Edelgard Bulmahn, Ingrid Becker-Inglau, Rudolf 
Bindig, Dr. Eberhard Brecht, Dr. Michael Bürsch, Ursula Burchardt, Wolf-Michael 
Catenhusen, Freimut Duve, Peter Enders, Gernot Erler, Lothar Fischer (Homburg), 
Gabriele Fograscher, Dr. Ingomar Hauchler, Thomas Krüger, Horst Kubatschka, 

Dr. Elke Leonhard» Markus Meckel, Volker Neumann (Bramsche), Dr. Edelbert 
Richter, Reinhold Robbe, Gudrun Schaich-Walch, Dieter Schanz, Dieter Schloten, 
Günter Schluckebier, Horst Schmidbauer (Nürnberg), Dagmar Schmidt 
(Meschede), Ottmar Schreiner, Dr. Mathias Schubert, Dr. R. Werner Schuster, 

Dr. Angeiica Schwail-Düren, Bodo Seidenthal, Dr. Cornelie Sonntag-Wolgast, 
Wieland Sorge, Dr. Peter Struck, Joachim Tappe, Jörg Tauss, Margitta Terborg, 
Wolfgang Thierse, Franz Thönnes, Adelheid Tröscher, Günter Verheugen, Karsten 
D. Voigt (Frankfurt), Josef Vosen, Hans Wallow, Reinhard Weis (Stendal), Gert 
Weisskirchen (Wiesloch), Lydia Westrich, Dr. Christoph Zöpel, Rudolf Scharping 
und der Fraktion der SPD 


internationalität der Hochschulen 


Der Bundestag wolle beschließen: 


I. Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

Der Deutsche Bundestag begrüßt, daß die Verbesserung der 
internationalen Beziehungen der Hochschulen seit einiger Zeit 
wieder stärker in das Bewußtsein der Öffentlichkeit gerückt ist. 
Stiftungen, Mittlerorganisationen und Hochschulen sowie Ver- 
bänden und Gewerkschaften ist zu danken, daß sie sich für die 
Verbesserung der Studienbedingungen für ausländische Stu- 
dierende einsetzen, gerade auch angesichts widersprüchlicher 
Bestrebungen innerhalb der Bundesregierung. 

• Die Antwort der Bundesregierung auf die Große Anfrage 
der Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P. „Internationale At- 
traktivität und Wettbewerbsfähigkeit des Hochschulstand- 
ortes Deutschland als Aufgabe deutscher Politik'" (Druck- 
sache 13/9372 vom 9. Dezember 1997) ist wenig geeignet, 
diese Widersprüche aufzulösen. 

Internationalität ist ein konstituierendes Prinzip von Wissen- 
schaft. Seit ihrer Gründung haben sich Hochschulen für Wis- 
senschaftsfreiheit auch über nationale und religiöse Grenzen 
hinweg eingesetzt, miteinander kooperiert und die Mobilität 
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von Studierenden und Hochschulpersonal gefördert. Dieser 
Austausch wird sich angesichts der Tendenzen zur Globalisie- 
rung und angesichts des Zusammenwachsens in Europa in Zu- 
kunft weiter intensivieren. Hierbei werden auch die neuen Me- 
dien wesentliche Impulse auslösen, jedoch muß darauf 
gedrängt werden, daß sich hierdurch nicht eine weitere Bar- 
riere für Hochschulen in Entwicklungsländern ergibt. 

• Eine Verengung von internationaler Attraktivität und Wett- 
bewerbsfähigkeit der Hochschulen allein auf ökonomische 
Begründungen -* z.B. ausländische Studierende als 
„Türöffner" für die deutsche Exportindustrie zu betrachten 
und auf Ehteförderung zu verengen, wie es die Bundesmi- 
nister für Bildung, Wissenschaft, Forschung und Technolo- 
gie und des Auswärtigen Amts in ihrer Erklärung vom 
24. Mai 1996 tun - wird dieser umfassenden Aufgabe nicht 
gerecht. 

Internationalität der Hochschulen muß - gerade auch einge- 
denk der Vertreibung und Vernichtung von Wissenschaftle- 
rinnen und Wissenschaftlern und Studierenden durch den Na- 
tionalsozialismus - Ausdruck des unbedingten Willens zum 
friedlichen Austausch von Ideen und Erkenntnissen, zur Völ- 
kerverständigung und zur internationalen Solidarität sein. 

• Um so beschämender sind rechtsradikale Tendenzen, auch 
an deutschen Hochschulen. Die Attraktivität des „Studien- 
standorts" Deutschland nimmt dadurch und vor allem 
durch Bestrebungen des Bundesministers des Innern, aus- 
ländische Studienbewerber eher als verkappte Asylbewer- 
ber denn als willkommene Besucher zu betrachten, Scha- 
den. 

Die internationale Attraktivität der Hochschulen wird nicht al- 
lein durch den Anteil der ausländischen Studierenden - sei es 
aus Industrie-, sog. Schwellen- oder Entwicklungsländern -be- 
stimmt. Daß nur gut 40 000 Deutsche im Ausland studieren, 
während mehr als die dreifache Zahl ausländischer Studieren- 
der (einschließlich sog. „Bildungsinländer") in der Bundesre- 
publik Deutschland studiert, ist alarmierend. Im internationa- 
len Vergleich steht die Bundesrepublik Deutschland mit einem 
Anteil von über 8 % ausländischer Studierender keineswegs 
besorgniserregend hinten - im Gegenteil. 

• Nur bei Betrachtung von Auslandsstudium und Auslän- 
derstudium als Einheit werden eine umfassende Problem- 
analyse und dem angemessene Lösungen möglich. Die 
Bundesregierung hat dem Bemühen um Internationalität 
der Hochschulen geschadet, indem sie in der 18. BAföG - 
Novelle die Anrechnung der Auslandsförderung auf die 
Förderungshöchstdauer durchgesetzt hat. Auch ist vor dem 
Hintergrund der Ende 1997 vorerst gescheiterten 
Bemühungen um eine umfassende Reform der individuel- 
len Ausbildungsförderung daran zu erinnern, daß die Bun- 
desregierung eine unbefristete Studienförderung an Hoch- 
schulen in der EU zu Inlandssätzen ablehnt. 
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Englisch hat sich nach 1933 zunehmend als weltweite Wissen- 
schaftssprache durchgesetzt. Für alle nicht-angelsächsischen 
Länder hat dies u. a. zur Konsequenz, daß - neben Austausch- 
programmen wie ERASMUS - ganze Studiengänge oder wich- 
tige Module zweisprachig angeboten werden müssen. 

• Mit dem vom DAAD vorgeschlagenen und durchgeführten 
Förderprogramm ist daher der richtige Weg beschritten 
worden. Allerdings reichen die von der Bundesregierung 
erst ab Anfang 1997 zur Verfügung gestellten Mittel nicht 
aus. Außerdem hat die Bundesregierung nicht geklärt, un- 
ter welchen Bedingungen Kooperationen und Austausch- 
programme, auch über den Rahmen der EU hinaus, gün- 
stiger, wirksamer und schneller realisierbar sind. Nicht 
zuletzt ist zu bemängeln, daß die Bundesregierung in der 
Antwort auf die Große Anfrage keine Aussage darüber 
trifft, welche weiteren Sprachen - und damit Kulturen - im 
Rahmen bilingualer Studiengänge vertreten sein sollen. 

Das Hochschulrahmenrecht muß ebenso wie die Landeshoch- 
schulgesetze angepaßt werden, nicht zuletzt, um auch dem Be- 
dürfnis nach Internationalität Rechnung tragen zu können. Die 
Erprobung international gängiger Studienstrukturen (Bache- 
lor/Master), die Einführung eines Leistungs-Punkt-Systems, 
damit verbunden Möglichkeiten einer stärkeren Modularisie- 
rung und die Intensivierung der Betreuung können dazu bei- 
tragen, daß Studium und Lehre in der Bundesrepublik Deutsch- 
land internationaler und insgesamt attraktiver werden. 

• Ohne wirksame Anreize und gezielte Förderung wird sich 
das seit Mitte der 80er Jahre in der EU im Rahmen des 
ERASMUS-Programms erprobte Credit-point-System 
(ECTS) nicht flächendeckend realisieren lassen. Unklar- 
heiten hinsichtlich der neuen Studienstruktur, auch an 
Fachhochschulen, sind zu beseitigen. Dies betrifft u. a. den 
BAföG -Förderungsanspruch bis zum Abschluß eines Ma- 
ster-Studienganges und die Durchlässigkeit zwischen Ba- 
chelor- und Master-Studiengängen. 

Die Bundesregierung wendet sich in der Antwort auf die Große 
Anfrage zu Recht gegen Studiengebühren, auch gegen spezi- 
elle Gebühren, die allein von ausländischen Studierenden zu 
tragen wären, 

• Um so unverständlicher ist die Weigerung der Bundesre- 
gierung, auf den Vorschlag des Bundesrates einzugehen, 
ein ausdrückliches Verbot von Studiengebühren für das 
grundständige Studium ins HRG aufzunehmen. Die Bun- 
desregierung gibt mit ihrer Argumentation selbst einen Hin- 
weis darauf, daß ein solches Verbot für die Bewahrung ei- 
nes bundeseinheithchen Rahmens für alle Hochschulen 
notwendig ist. Zu bedenken ist bei den abschließenden Be- 
ratungen derHRG-Novelle seitens der Koahtionsfraktionen 
auch, daß Studiengebühren, die von sog. Langzeitstudie- 
renden zu tragen sind, wie sie das Land Baden-Württem- 
berg kürzüch ein geführt hat, zu einem erheblichen Anteil 
von ausländischen Studierenden getragen werden müssen. 
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II. Weiter stellt der Deutsche Bundestag fest: 

Die nachhaltige Verbesserung des „Studienstandorts'' Deutsch- 
land erfordert kurz-, mittel- und langfristig zusätzliche öffentli- 
che Mittel. Die Bundesregierung wird aufgefordert, mehr Mit- 
tel für die Hochschul- und Wissenschaftspolitik einzusetzen und 
damit das Versprechen einer Innovationsoffensive einzulösen. 

Alle ausländer- und arbeitsrechtlichen Hemmnisse sind zu be- 
seitigen, die die freie Aufnahme und Durchführung sowie den 
Abschluß eines Studiums in der Bundesrepublik Deutschland 
behindern, und die ausländischen Studierenden ihren deut- 
schen Kommilitoninnen und Kommilitonen gleichzustellen. 

III. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, auf 
der Grundlage der Empfehlungen des Wissenschaftsrats, der 
Hochschulrektorenkonferenz und insbesondere des Deutschen 
Akademischen Austauschdienstes und anderer Mittierorgani- 
sationen zusammen mit den Ländern und unter Beteiligung der 
Studierenden- und Hochschulverbände, der Gewerkschaften 
und Arbeitgeberverbände noch vor Ende der 13. Wahlperiode 
ein Aktionsprogramm „Verbesserung der internationalen At- 
traktivität der Hochschulen" zu erarbeiten. Dieses Bund-Län- 
der-Programm muß mit einem Zeit- und Finanzierungsplan ver- 
sehen sein und folgende Elemente umfassen: 

Austausch von Studierenden 

• Förderung des Studiums von Ausländern an deutschen 
Hochschulen, Intensivierung der Beratung und Betreuung 

• Förderung des Auslandsstudiums 

• Förderung des Studierendenaustauschs im Rahmen der EU 
und darüber hinaus 

Graduierten- und Wissenschaf tlerinnen- und Wissenschaftler- 
Austausch und internationale Forschungskooperation 

Verbesserung der Rahmenbedingungen innerhalb der Bun- 
desrepublik Deutschland 

• Wissenschaftsfreundliche Weiterentwicklung und Hand- 
habung der ausländerrechtlichen Bestimmungen 

• Ausbau der Hochschulkooperation mit Industrie- und 
Schwellenländern sowie im Rahmen der Entwicklungszu- 
sammenarbeit 

• Förderung und Anreize für die Hochschulen zur interna- 
tionalen Ausrichtung von Studiengängen und zur Verbes- 
serung der Betreuung ausländischer Studierender 

Europäisches System der wechselseitigen Anerkennung von 
Studien- und Prüfungsleistungen 

Sprachförderungsprogramm 

sowohl von Deutsch als Fremdsprache (einschließlich Ent- 
wicklung eines standardisierten Tests) als auch von bilingualen 
Studiengängen und -modulen. 
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Verbesserung der Infrastruktur 

(Wohnheimplätze, Wohnmöglichkeiten auch außerhalb von 
Studentenwohnheimen) und von Betreuungsmaßnahmen (Ser- 
viceangeboten) für ausländische Studierende und Gastwis- 
senschaftlerinnen und Gastwissenschaftler durch die Studen- 
tenwerke. 

Information und Werbung 

für ein Studium an Hochschulen in der Bundesrepublik 
Deutschland und für ein Auslandsstudium. 

Förderung des Erfahrungsaustauschs 

zwischen den Hochschulverwaltungen in der Bundesrepublik 
Deutschland, in der EU und darüber hinaus. 

Nachkontaktprogramme der Mittlerorganisationen 

Alexander von Humboldt- Stiftung, Carl-Duisberg-Gesell- 
schaft, Deutscher Akademischer Austauschdienst. 

Wissenschaftliche Begleitung und Evaluation, 

auch im Rahmen eines - seit langem überfälligen - „Länder- 
examens" durch die OECD. 


IV. Weiter wird die Bundesregierung auf gefordert: 

Dem Deutschen Bundestag regelmäßig zur Mitte einer Legis- 
laturperiode über den Stand der Durchführung, die notwendi- 
ge Fortschreibung und künftige Finanzierung des Aktionspro- 
gramms zu berichten. Dieser Bericht ist auch dem Bundesrat 
zuzuleiten. 

Hierbei ist auch auf das Engagement der Wirtschaft in diesem 
Bereich einzugehen. 

Weiter sind hierin Maßnahmen und Planungen der EU zur För- 
derung des Austauschs von Studierenden und Hochschulper- 
sonal und der internationalen Zusammenarbeit der Hochschu- 
len sowie Ergebnisse der Harmonisierungsbemühungen der 
EU, der OECD und der UNESCO im Bereich internationale 
Hochschul- und Wissenschaftskooperation darzustellen. 

Dem Bericht ist eine Stellungnahme der Ausländerbeauftrag- 
ten der Bundesregierung beizufügen. 


Bonn den 14. Januar 1998 

Tilo Braune 
Stephan Hilsberg 
Doris Odendahl 
Brigitte Adler 
Robert Antretter 
Klaus Barthel 
Edelgard Bulmahn 
Ingrid Becker- Inglau 


Rudolf Bindig 
Dr. Eberhard Brecht 
Dr. Michael Bürsch 
Ursula Burchardt 
Wolf-Michael Catenhusen 
Freimut Duve 
Peter Enders 
Gernot Erler 
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Lothar Fischer (Homburg) 

Gabriele Fograscher 

Dr. Ingomar Hauchler 

Thomas Krüger 

Horst Kubatschka 

Dr. Elke Leonhard 

Markus Meckel 

Volker Neumann (Bramsche) 

Dr. Edelbert Richter 

Reinhold Robbe 

Gudrun Schaich-Walch 

Dieter Schanz 

Dieter Schloten 

Günter Schluckebier 

Horst Schmidbauer (Nürnberg) 

Dagmar Schmidt (Meschede) 

Ottmar Schreiner 

Dr. Mathias Schubert 

Dr. R. Werner Schuster 

Dr, Angelica Schwall-Düren 


Bodo Seidenthal 

Dr. Cornelie Sonntag- Wolgast 

Wieland Sorge 

Dr. Peter Struck 

Joachim Tappe 

Jörg Tauss 

Margitta Terborg 

Wolfgang Thierse 

Franz Thönnes 

Adelheid Tröscher 

Günter Verheugen 

Karsten D. Voigt (Frankfurt) 

Josef Vosen 

Hans Wallow 

Reinhard Weis (Stendal) 

Gert Weisskirchen (Wiesloch) 

Lydia Westrich 

Dr. Christoph Zöpel 

Rudolf Scharping und Fraktion 
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